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Α. Einleitung 

I. Problemstellung und Gang der Untersuchung 

Mit der Frage nach der geeigneten ökonomischen Organisation der leitungs-
gebundenen Wasserver- und -entsorgung hat sich schon Mil l im Jahr 1851 befaßt. 
Bei seinen Überlegungen, ob die Wasserversorgung Londons entweder durch 
Unternehmen im Eigentum des öffentlichen  Sektors oder durch öffentlich  regu-
lierte Privatunternehmen erfolgen sollte, kam er jedoch zu keiner Entscheidung.1 

Die tatsächlichen Verhältnisse waren seinerzeit dergestalt, daß London von neun 
Privatunternehmen mit Leitungswasser versorgt wurde. Diese Unternehmen, deren 
Anzahl sich später auf acht reduzierte, wurden 1902 verstaatlicht.2 

Die Geschichte der Wasserversorgung Londons ist ein charakteristisches Bei-
spiel für die allgemeine Entwicklung der Eigentumsverhältnisse im Bereich der 
leitungsgebundenen Infrastruktur  in den meisten Industrieländern zu Beginn des 
20. Jahrhunderts: Private Unternehmen, welche im 19. Jahrhundert noch eine be-
deutende Rolle im Infrastrukturbereich  gespielt hatten, wurden zunehmend vom 
öffentlichen  Sektor übernommen, und die öffentliche  Unternehmenseigentümer-
schaft entwickelte sich in diesen Branchen somit zum Standardfall. 

In den 1980er Jahren erlebte die private Eigentümerschaft  im Bereich der lei-
tungsgebundenen Infrastruktur  jedoch eine Renaissance.3 Diese hat mittlerweile 
derartige Ausmaße angenommen, daß Cox zuzustimmen ist, wenn er davon 
spricht, daß „sich europaweit ein Paradigmen Wechsel vom ,klassischen4 öffent-
lichen Unternehmen hin zum im öffentlichen  Interesse regulierten"4 Privatunter-
nehmen abzeichnet. Ein wichtiger Grund für diesen Wandel in der Wahrnehmung 
öffentlicher  Aufgaben, d. h. für die zunehmende Verdrängung der Organisations-
form des öffentlichen  Unternehmens durch die des regulierten Privatunterneh-
mens, besteht darin, daß der öffentliche  Sektor heute über bessere Regulierungs-
möglichkeiten verfügt als im späten 19. Jahrhundert.5 

Allerdings ist die leitungsgebundene Wasserver- und -entsorgung mit Ausnahme 
von England und Frankreich in den meisten Ländern von diesen weitreichenden 
Veränderungen bislang relativ unberührt geblieben. 

ι Vgl. Mill  (1851), S. 608. Siehe auch Mill  (1848), S. 145 f. und 962 f. 
2 Vgl. Tynan  (2000), S. 1 und 47. 
3 Vgl. World  Bank  (2000), S. 143. 
4 Cox  (2000), S. 78. 
5 Vgl. World  Bank  (2000), S. 143. 
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Insbesondere in Deutschland ist die Wasserwirtschaft  nach wie vor durch die 
fast flächendeckende Verbreitung der Organisationsform des öffentlichen  Unter-
nehmens gekennzeichnet. Da außerdem auch keine nennenswerten Wettbewerbs-
elemente zum Einsatz kommen, sieht sich die deutsche Wasserwirtschaft  zu-
nehmend dem Vorwurf  der Ineffizienz  ausgesetzt. Angesichts der Entwicklungen 
in anderen Branchen der Infrastruktur  gerät der Ordnungsrahmen der deutschen 
Wasserwirtschaft  immer stärker in die Kritik, wobei sich als Hauptkritikpunkt 
der Mangel an Anreizen für wirtschaftlich effizientes  Handeln herauskristallisiert 
hat. 

Vor diesem Hintergrund besteht das Ziel der vorliegenden Arbeit darin, aus wirt-
schaftswissenschaftlicher  Perspektive einen theoretisch fundierten Vorschlag für 
eine effizienzsteigernde  Reform des Ordnungsrahmens der deutschen Wasserver-
und -entsorgung zu entwickeln. 

Nach einigen methodischen Vorüberlegungen erfolgt  im Kapitel B. eine Dar-
legung des Reformdrucks,  welcher sich in der Wasserwirtschaft  mittlerweile auf-
gebaut hat. 

Daran anschließend wird im Kapitel C. aufgezeigt, daß die leitungsgebundene 
Wasserver- und -entsorgung ein resistentes natürliches Monopol darstellt und dar-
über hinaus ein Bestandteil der Kerninfrastruktur  ist. Im Rahmen einer Marktwirt-
schaft erfordern  diese beiden Sachverhalte für die Wasserwirtschaft  in ordnungs-
politischer Hinsicht eine Sonderbehandlung. Zur Handhabung der ordnungspoliti-
schen Herausforderung,  welche sich aus dem natürlichen Monopol- und Infra-
strukturcharakter  der Wasserwirtschaft  ergibt, stehen mit dem institutionellen 
Arrangement des öffentlichen  Unternehmens und dem des regulierten Privatunter-
nehmens zwei grundsätzliche Handlungsalternativen zur Verfügung. 

Im Kapitel D. werden die bedeutenden Schwächen des Instruments der öffent-
lichen Unternehmenseigentümerschaft  im Vergleich zur Organisationsform des 
regulierten Privatunternehmens herausgearbeitet. Dies geschieht vornehmlich auf 
der Grundlage von theoretischen Ansätzen, die zur modernen Ordnungsökonomik 
gezählt werden und welche die Anreize der betreffenden  Akteure sowie Trans-
aktionskosten berücksichtigen. Insbesondere die transaktionskostentheoretischen 
Ansätze werden dabei nicht nur auf die Privatisierungs- und Regulierungspro-
blematik im Bereich resistenter natürlicher Infrastrukturmonopole  angewandt, son-
dern erfahren  darüber hinaus eine Weiterentwicklung aus evolutorischer Perspek-
tive. Als Fazit der Ausführungen des Kapitels D. läßt sich festhalten, daß die Orga-
nisationsform des regulierten Privatunternehmens prinzipiell das leistungsfähigere 
institutionelle Arrangement zur ökonomischen Organisation eines resistenten na-
türlichen Infrastrukturmonopols  darstellt. Dies gilt jedoch nur, wenn ein geeignetes 
Regulierungssystem etabliert wird. 

Von diesem Befund ausgehend wird im Kapitel E. der Frage nachgegangen, wie 
ein leistungsfähiges Regulierungssystem insbesondere im Hinblick auf die Ge-
gebenheiten in der Wasserwirtschaft  grundsätzlich ausgestaltet sein sollte. Es wird 
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dabei auch deutlich gemacht, daß die als Bezeichnung für effizienzsteigernde  ord-
nungspolitische Reformen im Bereich der leitungsgebundenen Infrastruktur  üb-
licherweise verwendeten Begriffe  „Deregulierung" bzw. „Liberalisierung" irre-
führend sind. Es wird deshalb mit dem neuen Ausdruck „Kompetitivisierung" eine 
begriffliche  Alternative entwickelt. 

Im Kapitel F. werden Fallstudien über die ökonomische Organisation der Was-
serwirtschaft  in Deutschland, Frankreich und England erstellt. Ziel der Fallstudie 
über Deutschland ist es, konkrete Ansatzpunkte für eine effizienzsteigernde  Re-
form des Ordnungsrahmens zu identifizieren. In den Fallstudien über die Wasser-
wirtschaft  in Frankreich und England geht es dagegen darum, zu überprüfen,  ob 
die Regulierungsverfahren  und Wettbewerbselemente, welche zuvor auf theore-
tischer Ebene diskutiert worden sind, in der Praxis auch tatsächlich funktionsfähig 
sind. 

Die in erster Linie theoretischen Überlegungen der Kapitel C., D. und E. sowie 
die Ergebnisse der Fallstudien des Kapitels F. werden schließlich im Kapitel G. 
zusammengeführt,  um einen Vorschlag für eine effizienzsteigernde  Reform des 
Ordnungsrahmens der deutschen Wasserwirtschaft  zu formulieren. 

Ein kurzes Fazit beendet die vorliegende Arbeit. 

I I . Methodische Vorbemerkungen 

Im Rahmen der Privatisierungsdiskussion ist es weit verbreitet, ordnungspoli-
tische Privatisierungsbegründungen als normativ, dogmatisch oder ideologisch 
und damit implizit als unwissenschaftlich zu diffamieren. 6 Solche Vorwürfe  sind 
gerechtfertigt,  wenn sie sich auf die „ebenso modisch- populistischen wie schlag-
wortartig-simpliflzierenden  Privatisierungsparolen unserer Tage"7 beziehen. Es 
wird in der vorliegenden Arbeit noch deutlich herausgearbeitet werden, daß eine 
Argumentation, die öffentlichen  Unternehmen in der Marktwirtschaft  kategorisch 
die Existenzberechtigung verweigert, unangebracht ist. Häufig geht der Vorwurf 
der Normativität jedoch tiefer:  Die Wissenschaftlichkeit der Ordnungsökonomik 
insgesamt wird z. T. in Frage gestellt, da in ihrer expliziten Orientierung am Wert 
der individuellen Freiheit ein Verstoß gegen das von Weber formulierte  Prinzip der 
Werturteilsfreiheit  gesehen wird. In derartigen Unterstellungen manifestiert  sich 
ein geringer Grad an wissenschaftstheoretischer  Selbstreflexion, der für weite Be-
reiche der Wirtschaftswissenschaften  nicht untypisch ist. 

Die Problematik normativer Aussagen in der Wissenschaft besteht insbesondere 
darin, daß sie nicht wahrheitsfähig sind. Im Gegensatz zu Tatsachenaussagen kön-
nen sie deshalb weder wahr noch falsch sein; sie bringen keine Erkenntnis zum 

6 Siehe für eine solche Argumentation in jüngster Zeit Löwe  (2001), S. 413 und 417. 
7 Schock  (1994a), S. 12. 
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